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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die SP stimmte der Entkriminalisierung des Drogenkonsums zu und wünschte mehr
Uberlebenshilfe für die Süchtigen, was auch die therapeutische Abgabe von Heroin
miteinschliessen sollte. Sie erinnerte daran, dass im Nationalrat nach wie vor eine
parlamentarische Initiative ihres Abgeordneten Rechsteiner (sp, SG; Pa.Iv. 87.232)
hängig ist, welche sich für die Straffreiheit des Drogenkonsums, für eine
Teilentkriminalisierung des Handels mit Cannabisprodukten sowie für eine
Herabsetzung des Strafmasses einsetzt. Der Landesring sprach sich ebenfalls für eine
Straffreiheit des Drogenkonsums aus und wiederholte seine bereits im Zusammenhang
mit der Bekämpfung von AIDS gestellte Forderung nach ärztlich kontrollierter Abgabe
von Heroin. In diesem Sinn hatte der Berner Nationalrat P. Günter (ldu, BE; Mo. 89.512)
im Juni eine Motion im Parlament eingereicht. Die Grüne Partei verlangte ebenfalls die
Entkriminalisierung des Konsums und einen kontrollierten, regelmässigen und legalen
Zugang zu den Suchtmitteln. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.12.1989
MARIANNE BENTELI

Auch das Parlament konnte sich in dieser Frage zu keiner eindeutigen Stellungnahme
durchringen. Die parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG; Pa.Iv. 87.232), welche
die Straffreiheit des Drogenkonsums verlangte, hatte im Nationalrat zwar keine
Chance, doch verabschiedete der Rat im Anschluss an dieses Geschäft eine
Kommissionsmotion, mit welcher der Bundesrat beauftragt wurde, raschmöglichst eine
Revision des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG) vorzubereiten, ohne dass dabei aber
die Stossrichtung präzisiert wurde. Bereits zuvor hatte die grosse Kammer ein Postulat
Fierz (gp, BE; Po. 89.693) überwiesen, welches den Bundesrat auffordert, die
Folgekosten des Drogenverbots beziffern zu lassen. Auf einer Informationstagung in
Rüschlikon wurde dargelegt, dass die Entkriminalisierung des Drogenkonsums auch
ökonomisch sinnvoll wäre, da die Repression und die mit dem illegalen Konsum
verbundenen Folgekosten die Schweiz rund CHF 500 Mio. jährlich kosten. Der
Ständerat seinerseits überwies klar eine Motion Bühler (fdp, LU; Mo. 90.411), welche
ebenfalls auf eine Revision des BetmG drängt. In beiden Fällen hatte der Bundesrat
Umwandlung in ein Postulat beantragt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1990
MARIANNE BENTELI

Mit parlamentarischen Initiativen versuchten Vertreter des links-grünen Lagers erneut
vergebens, eine Aufweichung der Betäubungsmittelgesetzgebung im Sinn eines
straffreien Erwerbs und Konsums von harten Drogen zu erreichen. Nationalrat
Tschäppät (sp, BE; Pa.Iv. 92.401) verlangte bei der Zuteilung des Strafmasses eine
Differenzierung zwischen Drogenhändlern, die aus reiner Gewinnsucht handeln, und
süchtigen Dealern, die ausschliesslich zur Finanzierung des eigenen Konsums
Kleinhandel betreiben. Obgleich die vorberatende Kommission der Initiative zustimmen
wollte, wurde sie im Plenum recht deutlich abgelehnt. Noch weniger Erfolg hatte eine
bereits von der Kommission abgewiesene parlamentarische Initiative der grünen
Fraktion, welche Erwerb und Besitz von Betäubungsmitteln zum Eigenbedarf straffrei
gestalten, den Umgang mit Cannabis zulässig erklären sowie die Abgabe sogenannt
harter Drogen durch die Kantone gestatten wollte (Pa.Iv. 92.441). Mit einem
überwiesenen Postulat forderte Rechsteiner (sp, SG) den Bundesrat auf, Szenarien
einer Drogenpolitik ohne Prohibition erarbeiten zu lassen  (Po. 92.3590). Diese sollen
alle Risiken und insbesondere einen Vergleich mit der bisherigen, durch
Kriminalisierunggeprägten Drogenpolitik miteinbeziehen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.1993
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und mit deutlicher Mehrheit verwarf der Nationalrat eine an die
Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» angelehnte parlamentarische Initiative Bischof
(sd, ZH), welche das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven und direkt auf Abstinenz
ausgerichteten Politik bekämpfen wollte. Das Plenum folgte dabei den Ausführungen
der Kommission, welche repressive Methoden als untaugliches Mittel zur Bekämpfung
der Drogensucht bezeichnete und den Bundesrat in seiner Politik der aufbauenden
Überlebenshilfe unterstützte. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI
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Mit einer parlamentarische Initiative wollte Nationalrätin Gonseth (gp, BL) erreichen,
dass die Bundesverfassung im Bereich der Alkoholbesteuerung so revidiert wird, dass
auf allen Alkoholika, also auch auf Wein, eine Sozialkostensteuer erhoben werden kann.
Die Kommission beantragte dem Plenum knapp, der Initiative Folge zu geben. In der
Ratsdebatte wurde hingegen die traditionelle Verwurzelung des Weinkonsums in
unserer Kultur herausgestrichen und an der Europakompatibilität der vorgeschlagenen
Lösung gezweifelt. Der Rat lehnte die Initiative schliesslich mit 102 zu 36 Stimmen ab. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.1998
MARIANNE BENTELI

Seit 1908 bestand in der Verfassung ein Absinthverbot. Bei der Totalrevision der
Bundesverfassung wurde dieses Verbot nicht mehr ins Grundgesetz aufgenommen,
doch verblieb es auf Gesetzes- und Verordnungsebene. Dagegen reichte Ständerat
Cornu (fdp, FR) im Interesse der Wirtschaft des Val-de-Travers (NE), wo die „fée verte“
all die Jahre – wenn auch illegal – produziert wurde, eine parlamentarische Initiative
ein, der von der kleinen Kammer diskussionslos Folge gegeben wurde. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2003
MARIANNE BENTELI

Entgegen dem Antrag der vorberatenden Kommission wurde einer parlamentarischen
Initiative Grobet (-, GE), die insbesondere ein Verbot der Tabakwerbung sowie
Massnahmen für den Konsumentenschutz verlangte, mit 92 zu 85 Stimmen knapp keine
Folge gegeben. Die von Gewerbeverbandsdirektor Triponez (fdp, BE) angeführten
Gegner machten geltend, Werbeverbote würden Grundrechte verletzen. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2003
MARIANNE BENTELI

In Ausführung einer im Vorjahr angenommenen parlamentarischen Initiative Cornu (fdp,
FR) stimmte das Parlament im Einverständnis mit dem Bundesrat einer Änderung zweier
Gesetze (Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände sowie gebrannte Wasser) zu, mit
welcher das in der neuen Bundesverfassung nicht mehr aufgeführte Absinth-Verbot
auch auf Gesetzesebene aufgehoben wird. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Die SGK-NR beschloss, die unbestrittenen Elemente der 2004 in der grossen Kammer
gescheiterten Revision des Betäubungsmittelgesetzes, insbesondere das 4-Säulen-
Konzept (Prävention inklusive Jugendschutz, Therapie, Schadensverminderung –
beispielsweise durch die medizinisch kontrollierte Heroinabgabe – und Repression) mit
einer parlamentarischen Initiative wieder aufzunehmen. Separat angehen will die
Kommission die Frage des Cannabiskonsums. Die Schwesterkommission des
Ständerates, welcher die Drogenpolitik immer offener angegangen war, signalisierte
Unterstützung. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2005
MARIANNE BENTELI

Auf Bundesebene will das Parlament allenfalls das Heft selber in die Hand nehmen, falls
der Bundesrat nicht von sich aus aktiv wird. Im April gab die SGK-NR einer
parlamentarischen Initiative Gutzwiller (fdp, ZH) Folge, die Massnahmen zum Schutz
der Bevölkerung und der Wirtschaft vor dem Passivrauchen verlangt, insbesondere in
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen, in der öffentlichen Verwaltung, an den
Arbeitsplätzen und in Räumen und Verkehrsmitteln, die für den freien Zugang
beziehungsweise für die Nutzung durch die Allgemeinheit bestimmt sind. Wie es das
neue Parlamentsgesetz verlangt, erklärte sich die Schwesterkommission des
Ständerates vor der vertieften Behandlung eines Entwurfs mit dem Vorhaben
grundsätzlich einverstanden. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2005
MARIANNE BENTELI

Nach dem Scheitern der Revision des Betäubungsmittelgesetzes 2004 in der grossen
Kammer hatte die SGK des Nationalrates 2005 beschlossen, die unbestrittenen
Elemente der Revision, insbesondere das 4-Säulen-Konzept (Prävention inklusive
Jugendschutz, Therapie, Schadensverminderung – beispielsweise durch die
medizinisch kontrollierte Heroinabgabe – und Repression) mit einer parlamentarischen
Initiative wieder aufzunehmen. Im Mai legte die Kommission ihre Vorschläge für eine
Revision des Betäubungsmittelgesetzes vor. Der Bundesrat war damit weitgehend
einverstanden

Bereits in der Eintretensdebatte wurde in erster Linie die heroingestützte Behandlung
Schwerstsüchtiger ins Zentrum gerückt. Um die Behandlung des brisanten Geschäfts zu

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MARIANNE BENTELI
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verzögern, reichte Ruey (lp, VD) einen Rückweisungsantrag an die Kommission ein. Er
erklärte, die Heroinabgabe müsse vertieft untersucht werden, bevor man den auf Ende
2009 befristeten Bundesbeschluss in ordentliches Recht überführe. Support erhielt er
von Bortoluzzi (svp, ZH), der die entsprechenden Untersuchungen des BAG als zu wenig
neutral einstufte. Bundesrat Couchepin widersprach und wies auf zahlreiche Studien
hin, welche die Wirksamkeit der Heroinabgabe belegen (weniger Drogentote, gesündere
Konsumenten, geringere Beschaffungskriminalität). Rueys Antrag wurde deutlich mit 61
zu 11 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung meldeten sich die Befürworter einer
strengen Abstinenzpolitik erneut wortreich: Die Heroinabgabe habe nichts mit
Menschenliebe zu tun (Freysinger, svp, VS), sei sogar menschenverachtend (Waber, edu,
BE). Dem hielten die Befürworter gegenüber, sie rette Menschenleben (Gutzwiller, fdp,
ZH) und sei mittlerweile auch von der WHO als Therapiemöglichkeit für
Schwerstsüchtige anerkannt (Ménetrey-Savary, gp, VD). Die medizinisch indizierte
Heroinabgabe passierte schliesslich mit 111 zu 73 Stimmen, die gesamte Revision mit 106
zu 65. Nicht durchsetzen konnte sich der Bundesrat mit seinem Wunsch, Heroin aus
der Liste der verbotenen Stoffe in jene der verschreibbaren Betäubungsmittel
umzuklassieren. Couchepin plädierte vergeblich, dabei handle es sich um eine reine
Frage der Logik. Um nicht noch einmal die gesamte Vorlage zu gefährden, wurde dieser
Antrag mit 106 zu 70 Stimmen mit dem Argument verworfen, dies könne auch auf
Verordnungsstufe geschehen. Im Fall einer Zustimmung durch den Ständerat drohte die
EVP/EDU-Fraktion bereits mit einem Referendum, dem sich wohl auch Teile der SVP
anschliessen dürften; damit könnte das Stimmvolk zum zweiten Mal nach 1999 über die
heroingestützte Therapie befinden.

Auf Antrag des Bundesrates lehnte der Nationalrat eine Motion Wasserfallen (fdp, BE)
(Mo. 04.3376) ab, welche eine deutliche Verschärfung der 4-Säulen-Politik des Bundes
sowie ein klar verankertes Verbot des Cannabiskonsums verlangte; das relativ knappe
Stimmenverhältnis (90:80) zeigte aber die nach wie vor bestehende Gespaltenheit der
grossen Kammer 11

2004 hatte Nationalrat und Präventivmediziner Gutzwiller (fdp, ZH) eine
parlamentarische Initiative eingereicht mit der Forderung einer bundesweit
einheitlichen Regelung eines Rauchverbots in geschlossenen Räumen, die der
Öffentlichkeit zugänglich sind. Nach zweijähriger Vorbereitung schlug die SGK-N nun
ein spezielles Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen vor, welches auch die
Zustimmung des Bundesrates fand. Die Kommissionssprecherin unterstrich den
Paradigmenwechsel der Vorlage: Statt der Freiheit des Rauchens werde die Freiheit des
Nichtrauchens ins Zentrum gerückt. Die Regelung sei verhältnismässig und aus
gesundheits- und präventionspolitischen Gründen erforderlich. Das Eintreten auf die
Vorlage wurde von einer Kommissionsminderheit, vertreten durch Bortoluzzi (svp, ZH),
bekämpft. Wenn ein zugelassenes Produkt wie der Tabak für Dritte derart gefährlich sei,
müsste es eigentlich ganz verboten werden, meinte er. Weiter sei die Vorlage
eigentums- und KMU-feindlich. Die Minderheit wurde unterstützt von der SVP-Fraktion
und einer Mehrheit der FDP-Fraktion. So wehrte sich Huber (fdp, UR) gegen staatliche
Bevormundung und betonte das liberale Prinzip von Freiwilligkeit und
Selbstverantwortung auch in dieser Frage. Für die SP lobte Schenker (BS) hingegen den
Kommissionsvorschlag als wichtigen Schritt zum Schutz vor dem Passivrauchen,
insbesondere auch für das Servicepersonal, das vielfach unfreiwillig dem Tabakrauch in
Restaurants ausgesetzt sei. Mit 111 zu 64 Stimmen beschloss der Rat Eintreten auf die
Gesetzesvorlage. 

In der Detailberatung drehte sich die Diskussion vor allem um die Ausnahmeregelungen
im Bereich der Gastrobetriebe. Hier setzte sich die Kommissionsminderheit mit 95 zu
77 Stimmen durch. Demnach ist das Rauchen in abgetrennten, speziell
gekennzeichneten Räumen mit ausreichender Belüftung generell erlaubt, auch wenn
dort Angestellte arbeiten. Die Kommission hatte lediglich unbediente „Fumoirs“
zulassen wollen. Weiter können Gastrobetriebe und Nachtlokale auf Bewilligung hin als
gekennzeichnete Raucherbetriebe geführt werden. Die Bewilligung wird erteilt, wenn
„eine Trennung von Raucher- und Nichtraucherräumen nicht möglich oder unzumutbar
ist“. Damit, so Minderheitssprecher Borer (svp, SO), bleibe man eine tolerante
Gesellschaft, in der die eine Seite auf die andere Rücksicht nimmt und die
gegenseitigen Bedürfnisse akzeptiert werden. Die Fraktionen von SP und Grünen
warnten vergeblich, dass mit diesen Ausnahmen das Gesetz und der
Arbeitnehmerschutz unterlaufen werden. Unterstützt wurden die Anträge der
Minderheit von den Fraktionen der SVP, der FDP und der CVP. Betreffend
Arbeitnehmerschutz vertrat Engelberger (fdp, NW) die Meinung, dass niemand in einem

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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Raucherbetrieb arbeiten müsse, wenn er nicht wolle. Ausnahmen für
Einzelarbeitsplätze sowie wohnungsähnliche Einrichtungen (z.B. geschlossene
Abteilungen psychiatrischer Kliniken, Strafvollzugsanstalten etc.) waren schon im
Kommissionsentwurf vorgesehen und wurden nicht bestritten. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 109 zu 52 Stimmen angenommen. 12

In der Differenzbereinigung zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes sorgte im
Nationalrat die Formulierung des Zweckartikels erneut für Diskussionen. Als
Entgegenkommen an den Nationalrat hatte die kleine Kammer deren einleitende
Formulierung, wonach das Hauptziel der Drogenpolitik die Förderung der Abstinenz ist,
übernommen. Gleichzeitig fügte sie aber den relativierenden Begriff „namentlich“ ein.
Gegen einigen Widerstand folgte die grosse Kammer diesem Vorschlag. Beim Artikel zur
Forschungsförderung schloss sich der Nationalrat ebenfalls dem Ständerat an und
formulierte einen nicht abschliessenden Katalog der Forschungsinhalte. Bei der Liste
der verbotenen Betäubungsmittel beschloss der Nationalrat diese zu belassen und
Cannabis und Heroin weiterhin drinnen zu lassen. Dies allerdings mit einer
Ausnahmeregelung, nach der es trotzdem möglich sein soll, die in der Liste enthaltenen
Substanzen für medizinische Anwendungen zu nutzen.

Der Ständerat schloss sich daraufhin den Beschlüssen des Nationalrates an und nahm
das Bundesgesetz in der Schlussabstimmung einstimmig an. Im Nationalrat erklärte die
SVP-Fraktion die Ablehnung des Gesetzesentwurfs und drohte ebenso wie die EDU mit
der Ergreifung des Referendums. Die grosse Kammer nahm das Bundesgesetz mit 114 zu
68 Stimmen an. Kurz darauf machten die beiden Parteien ihre Drohung wahr und
reichten das Referendum ein 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
LINDA ROHRER

Eine parlamentarische Initiative Huguenin (pda, VD) verlangte ein
gesamtschweizerisches Verbot der Tabakwerbung und des Verkaufs von
Tabakprodukten an Jugendliche unter 18 Jahren. Ziel der Initiative war es, mit diesen
Gesetzesänderungen die Voraussetzungen zu erfüllen, um möglichst bald das WHO-
Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des Tabakgebrauchs ratifizieren zu können.
Die SGK des Nationalrates verlangte mit 11 zu 7 Stimmen der Initiative keine Folge zu
leisten. Aus Sicht der bürgerlichen Kommissionsmehrheit bestand kein Grund, die
Initiative anzunehmen, da ihre Umsetzung vom Bundesrat bereits initiiert worden war.
Der Nationalrat folgte der Kommissionsmehrheit und lehnte die parlamentarische
Initiative mit 63 zu 90 Stimmen ab. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2008
LINDA ROHRER

Im Ständerat war das Eintreten auf das im Vorjahr vom Nationalrat beschlossene
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen unbestritten. Die Kommission verhehlte
aber nicht, dass sich die Begeisterung für das neue Gesetz in Grenzen hielt. Dem
Wunsch der Bevölkerungsmehrheit nach einem rigorosen Nichtraucherschutz würde
gemäss der Kommission des Ständerates erst mit einer Verschärfung des Vorschlages
des Nationalrates im Bereich der bedienten Fumoirs, der eingeschränkten Zulassung
von Raucherbetrieben und der Ermöglichung von strengeren kantonalen Vorschriften
Rechnung getragen. Bei der Frage der Fumoirs standen sich drei Vorschläge gegenüber.
Eine Kommissionsminderheit Gutzwiller (fdp, ZH) wollte dem Bundesrat folgen und nur
unbediente Raucherräume zulassen. Eine weitere Kommissionsminderheit David (cvp,
SG) schlug vor, bediente Raucherräume ausnahmsweise zu ermöglichen, wenn die dort
Beschäftigten dem ausdrücklich zustimmen. Die Kommissionsmehrheit hingegen
verlangte ebenfalls das Einverständnis der Angestellten, wollte diese Raucherräume
aber in allen Wirtschaftsbereichen ermöglichen und nicht nur in Restaurant- und
Hotelbetrieben. Mit 22 zu 18 Stimmen obsiegte der Vorschlag David. Bei der Frage der
Zulassung von Raucherbetrieben hatte der Nationalrat im Gastgewerbe solche Betriebe
ausnahmsweise ermöglichen wollen, wenn eine Unterteilung der Räume für Raucher
und Nichtraucher "nicht möglich oder unzumutbar" sei. Die Kommissionsmehrheit des
Ständerates schlug vor, den Begriff "unzumutbar" zu streichen und eine
Kommissionsminderheit Forster-Vannini (fdp, SG) wollte generell keine
Raucherbetriebe zulassen und bekam mit 23 zu 16 Stimmen Zustimmung aus dem
Ständerat. Dieser folgte zudem seiner Kommission, indem er im Gesetz explizit
erwähnen wollte, dass die Kantone strengere Vorschriften beschliessen können. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 25 zu 9 Stimmen an.

In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat in der Frage der Raucherbetriebe an

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
LINDA ROHRER
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seiner früheren Fassung fest, wonach diese bewilligt werden, wenn eine Trennung in
Raucher- und Nichtraucherräume nicht möglich oder zumutbar ist. Weiter hielt der
Nationalrat an abgetrennten Raucherräumen für alle Wirtschaftsbereiche fest, kam
aber dem Ständerat insofern entgegen, als dass das Personal in diesen Fumoirs nur
dann zur Arbeit herangezogen werden kann, wenn die Beschäftigten via Arbeitsvertrag
ihr Einverständnis dazu gegeben haben. Eine rot-grüne Minderheit wehrte sich zwar
gegen die Anträge der Kommission, konnte sich jedoch auch nach einer längeren,
emotional geführten Debatte nicht durchsetzen. Den vom Ständerat hinzugefügten
Artikel, wonach die Kantone beim Nichtraucherschutz strengere Vorschriften erlassen
können, akzeptierte der Nationalrat mit 100 zu 82 Stimmen. Ferner stimmte er einer
zweijährigen Übergangsfrist für die Umsetzung des Rauchverbotes zu. Der Ständerat
hielt daran fest, dass bediente Fumoirs nur im Bereich der Restaurants und Hotels
zulässig sind. Er beharrte auch auf dem Verbot von reinen Raucherbetrieben. Die
Übergangsfrist wollte der Ständerat nicht festlegen und es dem Bundesrat überlassen,
das Inkrafttreten zu bestimmen. Der Nationalrat folgte bei der Frage der bedienten
Fumoirs dem Ständerat. In Sachen reine Raucherbetriebe entschied sich der
Nationalrat sehr knapp, mit 89 zu 88 Stimmen, für die Zulassung dieser Betriebe. Bei
der Frage der Übergangsfrist schwenkte der Nationalrat auf die Position des
Ständerates ein. In der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat
mit dem Stichentscheid des Präsidenten, einen Kompromiss in Bezug auf die Frage der
Raucherlokale und schlug vor, diese bis zu einer Gesamtfläche von 80 Quadratmetern
zu erlauben.

Die daraufhin notwendig gewordene Einigungskonferenz beantragte mit 17 zu 9
Stimmen den Vorschlag des Ständerates zu übernehmen, was von beiden Kammern
gutgeheissen wurde. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das Gesetz mit
105 zu 61 Stimmen an und der Ständerat mit 31 zu 9 Stimmen. Die Opposition kam von
linker Seite, der das Gesetz zu wenig weit ging. 15

Am 30. November stimmte das Volk über die Revision des Betäubungsmittelgesetzes
ab. Die Verankerung der Vier-Säulen-Drogenpolitik im Gesetz wurde vom Volk mit 68,1%
gutgeheissen. Ähnlich wie bei der Hanf-Initiative war auch hier die Parolenkonstellation
im Vorfeld sehr komplex und verlief nicht nach einem klassischen ideologischen
Konfliktmuster. Die grossen Parteien mit Ausnahme der SVP unterstützten die Vorlage.
Zu den Gegnern der Vorlage zählten auch die LP und die Rechtsaussenparteien. Im
Gegensatz zu der Hanf-Initiative gab es hier weniger abweichende Kantonalparteien.
Einzig bei der FDP gaben die Kantone Thurgau, Waadt und Neuenburg die Nein-Parole
heraus. Die Befürworter der Vorlage argumentierten vor allem damit, dass sich die Vier-
Säulen-Politik des Bundes bewährt habe. Die rechtskonservativen Gegner der Vorlage
begründeten ihren Entscheid damit, dass mit einer Verankerung die Drogenpolitik
„weiter liberalisiert“ und der Abstinenz zu wenig Bedeutung geschenkt werde .

Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes wurde flächendeckend in allen Kantonen
gutgeheissen. Die Ja-Mehrheiten lagen, mit Ausnahme des Kantons Waadt, überall bei
über 60%. In acht Kantonen, darunter auch die vier städtisch geprägten Kantone
Zürich, Basel-Stadt, Bern und Genf waren es sogar 70% und mehr, die sich für die
Vorlage aussprachen. Für den Entscheid zum Betäubungsmittelgesetz waren gemäss
Vox-Analyse die Wertehaltungen weniger wichtig als bei der Hanf-Initiative. Dafür
spielte die Kenntnis der Vorlage eine entscheidende Rolle. Wer sich bei den
entsprechenden Kontrollfragen sehr gut informiert zeigte, hiess die Gesetzesrevision zu
fast 90% gut. Was die beiden Vorlagen ebenfalls unterschied, war der Anteil derjenigen,
die nicht (mehr) imstande waren, ihren Entscheid zu begründen. Dieser war beim
Betäubungsmittelgesetz deutlich höher als bei der Hanfinitiative . 

Abstimmung vom 30. November 2008

Beteiligung: 47,1%
Ja: 1 541 928 (68,1%)
Nein: 722 992 (31,9%)

Parolen:
– Ja: FDP (3*), CVP, SP, EVP, CSP, PdA, GP, GLP, BDP; SBV, SGB, Travail.Suisse.
– Nein: SVP, LP (1*), SD, EDU, FP, Lega; SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.2008
LINDA ROHRER
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Anfang Mai 2010 wird das 2008 vom Parlament gutgeheissene neue Bundesgesetz zum
Schutz vor Passivrauchen in Kraft treten. Der Bundesrat erliess im Berichtsjahr eine
Ausführungsverordnung. Das neue Regelwerk gibt beim Nichtraucherschutz einen
nationalen, einheitlichen Mindeststandard vor. Die Kantone sind jedoch ermächtigt,
darüber hinauszugehen und strengere Vorschriften zum Schutz der Gesundheit zu
erlassen. In Basel-Land akzeptierten die Bürgerinnen und Bürger mit einer Mehrheit
von 65% eine Volksinitiative für ein Rauchverbot in Restaurants und anderen
öffentlichen Räumen. In den Kantonen St. Gallen und Uri lehnten die
Stimmberechtigten Lockerungen der bestehenden Rauchverbote in Restaurants ab. Im
Kanton Genf nahmen sie die Ausführungsgesetzgebung zu der im Vorjahr
angenommenen Volksinitiative zum Schutz vor dem Passivrauchen an. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2009
LINDA ROHRER

Am 1. Mai trat das Bundesgesetz über den Schutz vor dem Passivrauchen, welches
2008 vom Parlament gutgeheissen worden war, in Kraft. Die Kantone durften strengere
Gesetze erlassen und hatten davon häufig Gebrauch gemacht. Bei der Ausgestaltung
und der Durchsetzung dieser Rauchverbote zeigten sich daher grosse regionale
Unterschiede. Die Romandie handhabte den Nichtraucherschutz generell am
restriktivsten. Durch das neue Gesetz kam es in der Hälfte aller Kantone zu
Umstellungen, wobei 10 Kantone die Minimalvariante des Bundes übernahmen. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.05.2010
LUZIUS MEYER

Aufgrund der Zunahme der wegen exzessivem Alkohol- oder Drogenmissbrauch
notfallmässig behandelten Patienten regte Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) mit einer
parlamentarischen Initiative an, dass Komatrinker ihre Aufenthalte im Spital und in
Ausnüchterungszellen selber bezahlen sollten. Dafür seien das KVG sowie weitere
Gesetze dahingehend anzupassen, dass die Kosten der aufgrund exzessiven Alkohol-
und Drogenmissbrauch notwendigen medizinischen Notversorgung durch die
Verursacher oder ihre gesetzlichen Vertreter in vollem Umfange getragen werden
müssen. Eine Verrechnung über die solidarische Krankenversicherung soll nicht möglich
sein. Gleiches soll auf einen Aufenthalt in einer Ausnüchterungszelle angewendet
werden. Solche Ereignisse kämen einem massiven Missbrauch des
Solidaritätsgedankens gleich und müssten unverzüglich angegangen werden, so der
Initiant. Der Entscheid, in übermässigem Masse Alkohol zu konsumieren oder Drogen zu
missbrauchen, sei vermeidbar und liege in der Eigenverantwortung jedes Bürgers. Es sei
eine Zumutung für die Allgemeinheit, die dann diese massiven Kosten zu tragen habe.
Nachdem die erstbehandelnde SGK-NR im Mai 2011 der Initiative Folge gegeben hatte,
folgte diejenige des Ständerates Anfang 2012. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Für die parlamentarische Initiative Bortoluzzi (svp, ZH), wonach Komatrinker ihre
allfälligen Aufenthalte in Spitälern oder Ausnüchterungszellen selber bezahlen sollen,
hat der Nationalrat in der Sommersession 2014 eine Fristverlängerung bis 2016
beschlossen. Die SGK-NR wollte weitere, noch laufende Arbeiten abschliessen, bevor
diese Initiative abschliessend behandelt werden kann. Insbesondere stand der
Vernehmlassungsbericht zur Anpassung des Krankenversicherungsgesetzes noch in
Aussicht, der aus dem Verfahren zwischen Juli und Oktober 2014 resultieren wird.
Zuvor liess die Volkskammer mit der Überweisung eines Postulats der SGK-NR durch
den Bundesrat Abklärungen zur Kostendeckung von Ausnüchterungszellen
vornehmen. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bereits 2013 war von Lukas Reimann (svp, SG) eine parlamentarische Initiative
"Gesetzliche Rahmenbedingungen für den Vertrieb von Snus schaffen" eingereicht
worden. Snus, ein in poröse Beutel abgefülltes Tabakprodukt, das zwischen die Lippen
geklemmt wird, ist besonders bei Rauchern beliebt. Als Alternative zum schädlicheren
Zigarettenkonsum geniesst Snus zunehmende Beliebtheit. Der von 115 Nationalrätinnen
und Nationalräten mitunterzeichnete Vorstoss verlangt eine Gleichstellung von Snus mit
anderen Tabakprodukten (Schnupf- oder Kautabak). Die geltenden gesetzlichen
Rahmenbedingungen seien unbefriedigend, da Snus-Konsumierende aufgrund des
Produktions- und Vertriebsverbots diskriminiert würden, so der Initiant. Snus wird
deswegen für private Zwecke über das Internet aus dem Ausland importiert, was hohe
Zollgebühren zur Folge habe. Weil Snus aber als rauchfreie Form des Tabakkonsums
eine Alternative zum Zigarettenrauchen und zudem offenbar weniger
gesundheitsschädigend sei, müssten die geforderten Erleichterungen umgesetzt

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.08.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

01.01.65 - 01.01.21 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



werden. 
Die SGK des Nationalrates unterstützte die Initiative und gab ihr am 13. August 2014
Folge.

Die SGK-SR versagte 2015 der parlamentarischen Initiative Reimann Gesetzliche
Rahmenbedingungen für den Vertrieb von Snus schaffen mit 5 zu 3 Stimmen ihre
Unterstützung (3 Enthaltungen), weswegen sie nun im Nationalratsplenum diskutiert
werden muss. Die SGK-SR wollte im Interesse der öffentlichen Gesundheit den Verkauf
neuer Tabakprodukte nicht zulassen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.02.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ob sogenannte Komatrinker Aufenthalte in Spitälern oder Ausnüchterungszellen
selber bezahlen müssen, ist seit 2010 Gegenstand parlamentarischer Beratungen. Eine
parlamentarische Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) sollte jedenfalls auf eine entsprechende
Regelung hinwirken. Der Vorstoss wurde zunächst von beiden
Gesundheitskommissionen unterstützt, ehe er 2014 erstmals im Plenum des
Nationalrats traktandiert wurde. Damals liess man sich jedoch noch nicht auf eine
Diskussion ein, um noch weiterführende Arbeiten abwarten zu können. So gelangte der
Vorstoss nach der Fristerstreckung erst im Winter 2015 auf die Agenda der
Volkskammer. Und die Debatte hatte es in sich, sie war nicht nur lang, sondern auch
sehr emotional. Am Ende obsiegte der SGK-Antrag auf Abschreibung der Initiative, das
Anliegen wurde damit verworfen.

Mit der Initiative sollte das KVG derart angepasst werden, dass durch exzessiven
Alkoholkonsum resultierende Spitalaufenthalte (resp. Behandlungen in den
Notaufnahmen) zulasten der Verursacher, also der „Trinker“ abgerechnet werden.
Nachdem diesem Vorstoss Folge gegeben wurde, hatte die SGK eine Subkommission
eingesetzt und diese beauftragt, einen Entwurf auszuarbeiten. Zwischen Ende Juni und
Ende Oktober 2014 wurde dazu eine Vernehmlassung durchgeführt. Von 92
eingegangenen Stellungnahmen lehnte ein Grossteil den Entwurf ab, mit
unterschiedlichen Argumenten. Unter anderem wollte man keinen Systemwechsel im
KVG durch Einführen der Verschuldensfrage, zudem bezweifelte man die Wirksamkeit
der Massnahme. Unklare Kostenentwicklung sowie eine Befürwortung alternativer
Massnahmen im Bereich Prävention waren weitere Argumente dagegen. Trotz dieser
Abwehrhaltung, vor allem der Kantone, übergab die SGK-NR den Erlassentwurf
unverändert zusammen mit dem Vernehmlassungsbericht an den Bundesrat (allerdings
mit 13 zu 11 Stimmen und einer Enthaltung knapp). Die Kommission war also damals
noch für diese Gesetzesänderung.
Daraufhin veröffentlichte die Regierung ihre Stellungnahme im Sommer 2015. Dort
wurde dargelegt, dass der Erlassentwurf vom Bundesrat in vorliegender Form nicht
unterstützt wurde. Ursächlich dürfte auch die Skepsis aus der Vernehmlassung gewesen
sein. Jedoch war dies nicht der einzige Grund, wie der Bundesrat wiederholt
bekräftigte. Auch mit Verweis auf seine frühere Haltung in ähnlichen Geschäften
machte er deutlich, dass er nicht Hand biete für einen Systemwechsel im KVG. Überdies
seien wichtige Programme unterwegs, um Alkoholsucht zu begegnen, so zum Beispiel
das Nationale Programm Alkohol oder auch die Revision der Alkoholgesetzgebung.
Mit diesem Gegenwind hatte die SGK ihre sessionsvorbereitende Sitzung zu bewältigen,
wo sie eine Kurskorrektur vornahm. Sie schwenkte um und war fortan mehrheitlich
gegen den Erlass. Neben dem Systemwechsel war auch die Wirksamkeit der Massnahme
unklar und führte darum zur Ablehnung. So sei denkbar, dass Personen in wirtschaftlich
prekären Verhältnissen auf eine Behandlung verzichteten, was beispielsweise zu hohen
Folgekosten führen würde. Weiter war unklar, ob nur jugendliche Komatrinker gemeint
sind oder auch ältere Alkoholkonsumierende. Die nicht definierbare Kostenfolge sollte
ebenfalls als kritisches Argument ins Feld geführt werden. Gegen die Abschreibung
wehrte sich eine Minderheit Frehner (svp, BS), die sich von der Notwendigkeit der
Gesetzesänderung überzeugt zeigte. Betroffene müssten in die Pflicht genommen
werden, was eine Stärkung der Eigenverantwortung bedeutete. Steigende Kosten im
Gesundheitswesen rechtfertigten überdies einen solchen Schritt.

Es waren dieselben Argumente für und wider den Erlassentwurf, die in der Debatte
abermals vorgebracht wurden. Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH)
brachte einen wichtigen Punkt zur Sprache. Es war bis anhin schon möglich, dass die
Kantone die Kosten einer alkoholbedingten Hospitalisierung den Patienten in Rechnung
stellen, dies würde auf jeden Fall so bleiben. Mit der Ablehnung der Initiative würde
bloss die Pflicht der Kostenabwälzung umgangen. Weiterhin läge es also in der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Kompetenz der kantonalen Legislative, dergleichen zu beschliessen. Ihr Gegenspieler in
dieser Sache war Nationalrat de Courten (svp, BL), der sowohl die
Kommissionsminderheit, als auch die SVP-Fraktion vertrat. Er wollte das Ziel der
parlamentarischen Initiative nicht aus den Augen verlieren und dem Erlass zum
Durchbruch verhelfen. Es könne nicht sein, dass Personen durch ein „absichtliches
Besäufnis“ der Allgemeinheit zur Last fallen. Er kritisierte überdies auch die Haltung der
Kommission, die nach ihrer vormaligen Unterstützung die Initiative nun fallen lassen
wollte. Die Diskussion zog sich hin, von rechts wurde der Entwurf gelobt, von links als
„eine der wohl absurdesten Vorlagen, die es im Rat je so weit geschafft“ haben,
bezeichnet (Steiert (sp, FR)).
Es kam schliesslich zu einem einigermassen knappen Resultat von 97 Stimmen für die
Abschreibung der Initiative und 85 dagegen, elf Nationalrätinnen und Nationalräte
enthielten sich. Das Geschäft wurde damit versenkt. Es waren die fast geschlossen
stimmenden Fraktionen der SVP und der FDP, die in der Ausmarchung unterlagen. Acht
von elf Unentschiedenen gehörten der FDP-Liberalen Fraktion an. 22

Aufgrund der fehlenden gesetzlichen Grundlage verweigerte das BAG der Universität
Bern im November 2017 die Bewilligung für eine wissenschaftliche Studie zum legalen
Cannabisverkauf und -konsum in der Stadt Bern. Da zahlreiche
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier jedoch der Ansicht waren, dass «ein
offenkundiges Bedürfnis nach wissenschaftlich abgestützten Entscheidungsgrundlagen
für die Weiterentwicklung der Cannabisregulierung» vorhanden sei, reichte die SGK-NR
im Januar 2018 als Reaktion auf den Entscheid des BAG zusätzlich zu verschiedenen
Motionen (Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113, Mo. 17.4114; Mo. 17.4210) auch eine
parlamentarische Initiative ein. Darin forderte sie eine Änderung des
Betäubungsmittelgesetzes (BetmG), welche die Durchführung wissenschaftlicher
Studien zu Cannabis erlauben sollte. Rund zwei Monate später stimmte die SGK-SR dem
Vorstoss ihrer Schwesterkommission mit 12 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.01.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Michaël Buffat (svp, VD) im September 2019
eine einjährige Mindestfreiheitsstrafe für Personen, die mit schweren Drogen wie
Kokain oder Heroin an öffentlich zugänglichen Orten Handel betreiben. Mitte
November desselben Jahres befasste sich die RK-NR mit dem Geschäft. Während die
Mehrheit (16 zu 8 Stimmen) der Ansicht war, dass Mindeststrafen keinen Beitrag zur
Verringerung von Strassenkriminalität leisteten, und sich gegen Folgegeben
aussprachen, befürwortete eine Minderheit aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern
rund um Andrea Geissbühler (svp, BE) die parlamentarische Initiative. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Frühlingssession 2020 setzte sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Buffat (svp, VD) «Nulltoleranz für Dealerinnen und Dealer» auseinander.
Während der Ratsdebatte führte der Initiant noch einmal den Inhalt seines Geschäfts
aus und erklärte, dass trotz der 2011 in Kraft getretenen Teilrevision des BetmG zurzeit
keine wirksame Lösung existiere, mit welcher der wachsende Drogenhandel bekämpft
werden könne. Kokainhändler und -händlerinnen, die weniger als 18 Gramm bzw. 12
Gramm der Droge auf sich tragen, würden gewöhnlicherweise nicht in die Kategorie der
schweren Delikte eingeteilt, dementsprechend gering falle auch das Strafmass aus. Um
einen abschreckenden Effekt zu erzielen, brauche es Massnahmen wie die in der
parlamentarischen Initiative vorgeschlagene Mindesthaftstrafe von einem Jahr.
Anschliessend erläuterte Andrea Geissbühler (svp, BE), von Beruf Polizistin, einige
weitere Argumente der Kommissionsminderheit. Dealerinnen und Dealer machten sich
das bestehende unzureichende System zunutze, was zur Folge habe, dass die Polizei
«Sisiphusarbeit» verrichten müsse. Weiter hob Geissbühler hervor, dass es sich bei 80
Prozent der Drogenhändlerinnen und -händler um Ausländer und Ausländerinnen
beziehungsweise Asylbewerber und -bewerberinnen handle. Es gehe nicht an, dass
diese Personen die Schweizer Bevölkerung «zerstör[t]en», vielmehr gehörten sie
«weggesperrt und ausgeschafft». Für die Kommission erklärten Rielle Fehlmann (sp, GE)
und Beat Flach (glp, AG), dass man den Handlungsbedarf anerkenne, die Forderungen
des Vorstosses allerdings nicht zielführend seien. Strengere Regeln würden die
Strafrate bezüglich Drogenhandel nicht senken, wie man von anderen Ländern wisse.
Die Organisationen im Drogenbusiness könnten auch weiterhin problemlos Dealer und
Dealerinnen – oft junge Leute – rekrutieren. Zudem wären die Gefängnisaufenthalte mit
zusätzlichen Kosten verbunden und den Richtern und Richterinnen wäre es nicht länger
möglich, nach dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu urteilen. Statt mit Repression

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.65 - 01.01.21 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



müsse man mit Prävention und therapeutischer Unterstützung vorgehen. Diese Worte
schienen den Nationalrat zu überzeugen. Er gab der parlamentarischen Initiative mit 119
zu 60 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) keine Folge. 25

Die SGK-NR reichte Ende August 2020 eine parlamentarische Initiative zur
Verlängerung der Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG von vier auf acht
Jahre ein. Diese sah vor, dass Tabakwaren bis zum Erlass eines spezifischen
Tabakproduktegesetzes (BRG 15.075) den Bestimmungen des früheren LMG unterliegen
sollen. Mit ihrem Vorstoss wollte die Kommission entsprechend das Entstehen eines
Gesetzesvakuums umgehen. Die SGK-SR stimmte ihrer Schwesterkommission Anfang
September 2020 zu. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Oktober 2020 beschloss die SGK-NR mit 19 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ihren
Entwurf zur Verlängerung der Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG von vier
auf acht Jahre an den Nationalrat zu überweisen. Ihre Schwesterkommission nahm den
Erlassentwurf im Folgemonat vorbehaltlich der Beschlüsse der grossen Kammer
einstimmig an. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die Änderung des BetmG (BRG 19.021) in der Herbstsession 2020 vom
Parlament angenommen worden war, zog die SGK-SR ihre parlamentarische Initiative zu
einem Experimentierartikel für Cannabis-Studien  im darauffolgenden Oktober zurück,
da das Anliegen des Geschäfts mit der Gesetzesänderung bereits erfüllt wird. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Bundesrat pflichtete in seiner Stellungnahme von Mitte November 2020 dem Ziel
der parlamentarischen Initiative der SGK-NR bei, mit der eine Verlängerung der
Übergangsregelung für Tabakprodukte im LMG erreicht werden soll. Da die
Übergangsregelung am 30. April 2021 auslaufe, das neue Tabakproduktegesetz (TabPG)
bis tags darauf aber noch nicht in Kraft getreten sei, würden die Tabakprodukte ab 1.
Mai 2021 keiner Regelung mehr unterliegen und dürften in der Folge gemäss PrSG nicht
mehr in Umlauf gebracht werden. Mit der Verlängerung der Übergangsregelung soll
diese Rechtslücke verhindert werden.
In der darauffolgenden Wintersession wurde das Geschäft in beiden Räten behandelt.
Yvonne Feri (sp, SG) betonte als Kommissionssprecherin im Nationalrat, der Vorlage
müsse noch während der laufenden Session von beiden Kammern grünes Licht gegeben
werden, um das Auslaufen der Frist zu verhindern. Erich Ettlin (cvp, OW) tat es ihr als
Sprecher der SGK-SR im Ständerat gleich, währenddem er noch einmal erklärte, dass
das TabPG bis im Mai 2021 noch nicht in Kraft treten könne, weil es unter anderem
aufgrund der Rückweisung eines ersten Entwurfs an den Bundesrat 2016 zu
Verzögerungen gekommen sei.
Angesichts der Umstände war es denn auch keine Überraschung, dass beide Räte auf
die Vorlage eintraten und den Gesetzesentwurf sowohl in der Gesamtabstimmung als
auch in der Schlussabstimmung einstimmig annahmen. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.11.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Bildung, Kultur und Medien

Medien
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Radio und Fernsehen

Im Anschluss an die Beratungen zum RTVG beschloss der Nationalrat, auf die
parlamentarische Initiative Schmid (cvp, AI), welcher die kleine Kammer 2001
zugestimmt hatte, einzutreten. Deren Hauptanliegen, die Zulassung der
Alkoholwerbung bei den privaten Programmanbietern, war zwar eben ins RTVG
aufgenommen worden und damit erfüllt. Mit diesem Votum wollte die Ratsmehrheit
aber ein Zeichen setzen und diesen bis zuletzt umstrittenen Entscheid (Aeschbacher,
evp, ZH, hatte noch kurz vor der Gesamtabstimmung erfolglos einen
Rückkommensantrag gestellt) bekräftigen. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2004
HANS HIRTER

1) AB NR, 1989, S. 1703 ff.; NZZ, 1.9. und 1.11.89.; SPS Pressedienst, Nr. 283, 5.12.89, S. 12.; Verhandl. B. vers., 1989, IV, S. 21
2) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1598 ff., JdG und TA, 14.11.90; TW, 15.11.90; Vat, 20.11.90; Amtl. Bull. StR, 1990, S. 789., Verhandl.
B.vers., 1990, IV, S. 142, Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 67
3) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1180 ff. (Initiativen) und 1394 (Postulat).
4) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 1564 f.
5) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1380 ff.; TA, 7.4.98.
6) AB SR, 2003, S. 930 f.; LT, 12.7. und 29.8.03; NZZ, 22.9.03. 
7) AB NR, 2003, S. 2033 f.
8) BBl, 2004, S. 1455 ff. und 1465 ff. (BR); AB SR, 2004, S. 137 und 437; AB NR, 2004, S. 1036 f. und 1237.
9) Pa. Iv. 05.470; NZZ, 5.2.05; LT, 6.5.05.
10) TA, 30.4.05; NZZ, 31.8.05 
11) AB NR, 2006, S. 1837 f.; AB NR, 2006, S. 1837 f., 1856 ff., 1869 ff. und 2003 ff.; Presse vom 21.12.06. ; AB NR, 2006, S. 771
ff.; BBl, 2006, S. 8573 ff. und 8645 ff. 
12) BBl, 2007, S. 6185 ff. und 6207 ff. (BR); AB NR, 2007, S. 1665 ff.
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